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Vorblatt 


Änderung des Gesetzes über eine Altershilte tür 

Landwirte 

(Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Die Fraktion der CDU/CSU hält Leistungsverbesseningen in der 
Altershilfe für Landwirte für dringend erforderlich. Die jetzigen 
Leistungen entsprechen nicht mehr dem dringenden Bedürfnis 
der älteren Menschen in der Landwirtschaft auf Teilnahme an 
der allgemeinen Entwicklung der Einkünfte und des Lebens- 
standards der nichtlandwirtschaftlichen Bevölkerung. 


B. Lösung 

Die Altershilfe soll für Verheiratete auf 240 DM monatlich 
und für Unverheiratete auf 160 DM monatlich erhöht werden. 


C, Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Die jährlichen Mehrkosten belaufen sich auf etwa 360 Millio- 
nen DM. Die Mehraufwendungen können aus Einsparungen im 
Kapitel 10 03 (Marktordnungsausgaben) des Einzelplans 10 be- 
reitgestellt werden. 
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Deutscher Bundestag 
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Drucksache VI/1933 


Sachgebiet 8251 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über eine Altershilfe 

für Landwirte 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Sep- 
tember 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1448), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Verbesserung und 
Ergänzung sozialer Maßnahmen in der Landwirt- 
schaft vom 21. Dezember 1970 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1774), wird wie folgt geändert: 

1. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Altersgeld beträgt ab 1. Juli 1971 für 
den verheirateten Berechtigten 240 Deutsche 
Mark, für den unverheirateten Berechtigten 
160 Deutsche Mark monatlich." 

2. § 4 Abs. 5 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Bezieht der Empfänger eines vorzeitigen Al- 
tersgeldes zugleich eine Rente aus den gesetz- 


lichen Rentenversicherungen oder der gesetz- 
lichen Unfallversicherung oder Versorgungsbe- 
züge nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder 
Grundsätzen, so wird das Altersgeld um den Be- 
trag dieser Bezüge, jedoch höchstens um ein 
Viertel gekürzt. Dies gilt nicht für die Zeit nach 
Vollendung des 65. Lebensjahres, wenn für min- 
destens 180 Kalendermonate Beiträge zu einer 
landwirtschaftlichen Alterskasse entrichtet sind." 

3. § 13 a wird gestrichen. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 9. März 1971 


Dr. Barzelr Stücklen und Fraktion 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte hat 
sich seit seinem Inkrafttreten im Jahre 1957 sehr 
bewährt. Durch mehrfache Änderungen ist der so- 
zial- und vor allem strukturpolitische Effekt dieses 
Gesetzes ständig verbessert worden. Der vor- 
liegende Antrag zur Änderung und Ergänzung des 
Gesetzes über eine Ältershilfe für Landwirte wurde 
bereits in der abschließenden Beratung des Vierten 
Änderungsgesetzes für notwendig erachtet. 

Die Leistungen des Ältershilfegesetzes entsprechen 
vor allem wegen der ständig steigenden Lebens- 
haltungskosten nicht mehr dem berechtigten Bedürf- 
nis der älteren Menschen in der Landwirtschaft auf 
Teilnahme an der allgemeinen Entwicklung der Ein- 
künfte und des Lebensstandards der nichtlandwirt- 
schaftlichen Bevölkerung. Der ursprüngliche Ge- 
danke des Altershilfegesetzes, einen Bargeldzu- 
schuß zur Versorgung des den Betrieb abgebenden 
Landwirts aus dem landwirtschaftlichen Unterneh- 
men zu gewähren, ist in vielen Fällen heute nicht 
mehr möglich. Im Zuge des kräftigen Strukturwan- 
dels verlieren auch früher übergebene Betriebe ihre 
Existenz. Diese Betriebe sind daher nicht in der 
Lage, den Lebensunterhalt des alten Landwirts zu 
gewährleisten. Aber auch weiterhin existenten 
landwirtschaftlichen Betrieben fällt es wegen ihrer 
in jüngster Zeit eingetretenen wesentlichen Ver- 
schlechterung ihrer wirtschaftlichen Lage schwer, 
die alten Landwirte finanziell angemessen zu unter- 
stützen. 

Eine angemessene Erhöhung des Altersgeldes ist 
deshalb eine der vorrangigsten sozialpolitischen 
Maßnahmen mit hohem strukturpolitischen Effekt 
zugunsten der landwirtschaftlichen Bevölkerung. 


Das sich fortlaufend verschlechternde Verhältnis 
zwischen Altersgeldberechtigten und Beitragspflich- 
tigen läßt es nicht zu, die Steigerung der Alters- 
hilfe allein durch Beitragserhöhungen zu finan- 
zieren. Die ständigen Veränderungen der Agrar- 
struktur gebieten es vielmehr, die Beitragslast der 
landwirtschaftlichen Unternehmer auf ein vertret- 
bares Maß zu begrenzen und die volle Defizit- 
haftung des Bundes wiederherzustellen. 

Die Kosten des Gesetzentwurfs werden sich auf 
etwa 360 Millionen DM jährlich belaufen. Die 
Mehraufwendungen können aus Einsparungen im 
Kapitel 10 03 (Marktordnungsausgaben) des Einzel- 
plans 10 bereitgestellt werden. 


II. Besonderer Teil 

1. Die Erhöhung des Altersgeldes auf 240/160 DM 
monatlich entspricht einem dringenden sozialen 
und strukturellen Bedürfnis. Die Finanzierung 
dieser Leistungsverbesserung ist durch die Wie- 
derherstellung der Defizithaftung des Bundes ge- 
währleistet. 

2. Die bisherige Fassung des § 4 Abs. 5 hat, da das 
Altersgeld bis auf die Hälfte gekürzt werden 
konnte, häufig zu unbilligen Härten geführt. 
Eine Neufassung ist daher geboten. 

3. Durch die vorgeschlagene Streichung des § 13 a 
wird die Defizithaftung des Bundes, die aufgrund 
des Artikels 8 des Finanzänderungsgesetzes 1967 
vom 21. Dezember 1967 wesentlich eingeschränkt 
und auch durch die Novelle zum Altershilfege- 
setz vom 29. Juli 1969 nicht wiederhergestellt 
wurde, in vollem Umfange wieder begründet. 
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